Sejeh- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


I Ä — Nr. 48. —— 


(Nr, 7145.) Verordnung, betreffend die Höhe und die Art der Erhebung der jährlichen 
Averſionalbeiträge in den von dem Zollvereine ausgeſchloſſenen Gebiets- 
theilen. Vom 30. Mai 1868. 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


1 verordnen auf Grund des Geſetzes vom 5. März 1868., betreffend die Erhebung 
ſährlicher Averſtonalbeiträge in den von dem Zollvereine ausgeſchloſſenen Gebiets⸗ 
heilen (Geſetz-Samml. S. 205.), auf den Antrag Unſeres Finanzminiſters, was folgt: 
. . 
= Die in den von dem Zollvereine ausgeſchloſſenen Gebietstheilen als Erſatz 
der zu den Ausgaben des Norddeutſchen Bundes zu zahlenden Averſen für Zölle 
und Verbrauchsſteuern zu erhebenden Beiträge (F. 1. des Geſetzes vom 5. März 
1868.) werden für das Jahr 1868. auf den dritten Theil derjenigen Beträge an 
Klaſſenſteuer und klaſſifizirter Einkommenſteuer feſtgeſetzt, welche in den einzelnen 
Drtſchaften der betreffenden Gebietstheile für das gedachte Jahr nach der ſtattge⸗ 
fundenen Veranlagung zur Erhebung gelangen. 

$. 2. 

Die Beiträge (F. 1.) find, ſoweit fie nicht in Gemäßheit des $. 3. des 

vorangeführten Geſetzes von den Kommunen zur Abführung im Ganzen an die 
Stzatskaſſe übernommen werden, in der Form von Zuſchlägen zur Klaſſenſteuer 
. und klaſſifizirten Einkommenſteuer zu erheben. 
f §. 3. i 
Unſer Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 
UAukkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 
Gegeben Berlin, den 30. Mai 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. 


N Jahrgang 1868, (Nr. 7145-7146.) 92 Gr. 7146 
wmasgegeben zu Berlin den 28. Juli 1868, 


A (Or. 7146.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
f a Ruhrort, Regierungsbezirks Düſſeldorf, zum Betrage von 120,000 Thalern. 1 
i Vom 13. Juni 1868. DR: ; 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen un. 


Nachdem der Bürgermeiſter und die Stadtverordneten⸗Verſammlung zu 
; Ruhrort darauf angetragen haben, zur Regulirung des ſtädtiſchen Schuldenweſens 
und zur Beſtreitung der Koſten mehrerer gemeinnütziger Anlagen eine Anleihe 
von 120,000 Thalern aufnehmen und zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lau⸗ 
tende, mit Zinskupons verſehene Stadt⸗Obligationen ausgeben zu dürfen, ertheilen 
Wir in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, 
durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Aus⸗ 
ſtellung von Einhundert zwanzigtauſend Thalern Ruhrorter Stadt⸗Obligationen, 
welche nach dem anliegenden Schema in 300 Apoints, und zwar 

va 100 Apoints à 200 Rthlr., 
200900 39000 

auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinſen und, von Seiten der 
Gläubiger unkündbar, mit wenigſtens Einem Prozent der Kapitalſchuld, unten 
Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, alljährlich zu amortiſiren 
ſind. Vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
und ohne dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung 
eine Gewährleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen, ertheilen, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. a 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. — 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 13. Juni 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


„„ 8 
Rheinprovinz, Regierungsbezirk Düſſeldorf. 
Obligation 
der Stadt Ruhrort 


sales 
über 
| Be Thaler Preußiſch Kurant. 
i Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom ten 1 


(Geſetz-Samml. von 18.. S. ...). 


. Der Bürgermeiſter der Stadt Ruhrort und die von der Stadtverordneten⸗Ver⸗ 

fſammlung hierzu beftellte ſtädtiſche Anleihe⸗ und Schuldentilgungs⸗Kommiſſion beur- 

kunden und bekennen hierdurch, daß der Inhaber dieſer Obligation der hieſigen Stadt 

em Darlehn von Thalern Preußiſch Kurant gegeben hat, deſſen 

Enmpfang hierdurch beſcheinigt wird. 

5 Dieſe Summe bildet einen Theil der zur Regulirung des Schuldenweſens 

und zur Beſtreitung der Koſten mehrerer gemeinnütziger Anlagen in Gemäßheit 

des Allerhöchſten Privilegiums vom :- 18... gegen Ausgabe von 
Stadt⸗Obligationen zu negozirenden Anleihe von 120,000 Thalern. 

SE Rückſichtlich dieſer Obligationen und deren Verzinſung gelten die nachfol⸗ 
genden Bedingungen. i 


Die Schuldbeträge werden mit fünf vom Hundert verzinfet und die Zinſen 
in halbjährigen Terminen am 30. Juni und 31. Dezember von der Stadkkaſſe 
gegen Rückgabe der ausgefertigten Zinskupons gezahlt. 


2. 


Ri Dieſe Kupons werden den Obligationen für die nächſten fünf Jahre, alſo 
un zehn Stück, ſammt Talon nach beikommendem Schema beigegeben. Nach ® 
Ablauf dieſer und jeder folgenden fünfjährigen Periode erfolgt die Ausgabe einer 
neuen Zinskupons⸗Serie nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung (F. 11.) 
bei der Stadtkaffe gegen Ablieferung des Talons, welcher der vorhergehenden 
Kupons -Serie beigedruckt war, oder, wenn ſolcher abhanden gekommen fern ſollte / 
gegen rechtzeitige Vorzeigung der Obligation, auf der die Ausreichung bemerkt 
wird. Kupons und Talons werden mit dem Fakſimile der Unterſchriften des 
Bürgermeiſters und der Schuldentilgungs⸗ und Anleihekommiſſion verſehen und 
von dem Stadt⸗Rendanten unterſchrieben. 
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3. 


Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Betrag 
derſelben an den Vorzeiger durch die Stadtkaſſe gezahlt, welche die fälligen Ku-. 
pons auch bei allen an ſie zu leiſtenden Zahlungen, namentlich bei der Entrichtung 
von Gemeindeſteuern, in Zahlung annimmt. ö 


4. 


Die Zinskupons werden jedoch ungültig und werthlos, wenn fie nicht vor 
Ablauf des vierten Kalenderjahres nach dem Ablaufe des Jahres, in welchem ſie 
fällig geworden, bei der Stadtkaſſe zur Zahlung präſentirt werden. 


5. 


Zur Einlöſung der Obligationen wird jährlich Ein Prozent der Anleihe⸗ 
ſumme nebſt dem Betrage der Zinſen für die abgetragenen Schuldbeträge ver 
wendet. Der Stadt bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds mit Genehmi⸗ 
gung der Regierung zu Düſſeldorf zu verſtärken und dadurch die Abtragung der 
Schuld zu beſchleunigen, oder auch, jedoch nicht vor dem Jahre 1880, ſämmtliche 
noch umlaufende Obligationen mit halbjähriger Friſt durch die öffentlichen Blätter 
($. 11.) zu kündigen. Den Obligations⸗Inhabern ſteht ein Kündigungsrecht gegen 
die Stadtgemeinde nicht zu. 5 


Die Nummern der zu tilgenden Obligationen werden jährlich in der erſten 
Woche des Monats September in öffentlicher, 14 Tage vorher durch die $. 11. 
eee Blätter angekündigter Sitzung der Stadtverordneten durch das Loos 

eſtimmt und vor Ablauf dieſes Monats durch dieſelben Blätter bekannt gemacht. 
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Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt am 31. Dezemher 
des Jahres, worin die Auslooſung geſchehen, durch die Stadtkaſſe nach dem No⸗ 
minalwerthe an den Vorzeiger der Obligation gegen Auslieferung der letzteren. 
Mit dieſem Tage hört die Verzinſung auf. 


8 

* + 
Mit der ausgelooſten Obligation find zugleich die ausgereichten, nach deren 
Zahlungstermine fälligen Zinskupons einzuliefern, widrigenfalls der Betrag der 7 
fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekürzt wird, um zur Einlöſung dieſer 
Kupons verwandt zu werden. Die ausgezahlten Obligationen und die zu den 
ſelben gehörigen Zinskupons und Talons werden bei der Zahlungsleiſtung um 
Zeichen der Kaſſirung von dem Rendanten der Stadtkaſſe kreuzweis durchſtrichen. 


9. 
Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einlöſung vorgezeigten Sr 2 


, 


en find jährlich durch die $. 6. gedachte öffentliche Bekanntmachung in 
Erinnerung zu bringen. Werden die Obligationen, dieſer wiederholten Bekannt⸗ 
machungen ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren nach dem Zahlungstermine 
u Einlöſung vorgezeigt, auch nicht, der Beſtimmung unter Nr. 12. gemäß, als 
berloren oder vernichtet zum Behufe der Ertheilung neuer Obligationen binnen 
dieſer Friſt angemeldet, ſo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt 
e werden und die dafür deponirten Kapitalbeträge der ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltung zur Verwendung für gemeinnützige Zwecke anheim fallen. 


10. 


Für die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadt Ruhrort 
mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſämmtlichen Einkünften. 


11. 


Die unter Nr. 2., 5., 6. und 9. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen er⸗ 
folgen durch das Kreisblatt, das Regierungs⸗Amtsblatt oder den zum Amtsblatte 
gehörenden öffentlichen Anzeiger, die Cölniſche Zeitung und die Rhein⸗ und Ruhr⸗ 
zeitung. Geht eines dieſer Blätter ein, ſo ſollen die übrig bleibenden Blätter ſo 
lange genügen, bis die ſtädtiſchen Behörden mit Genehmigung der Regierung 
zu Düſſeldorf ein anderes Blatt beſtimmt haben. 


12. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zinskupons 
finden die erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden Beſtimmungen, namertlich die auf 
die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug habenden Vorſchriften der 
Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots und der Amortiſation 
verlorener oder vernichteker Staatspapiere $$. 1. bis 13. mit nachſtehenden näheren 
Beſtimmungen Anwendung: a 
a) die im $. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtädtiſchen Anleihe und 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle diejenigen 
Geſchäfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten Verord⸗ 
nung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfügungen der Kom⸗ 
mifjton findet jedoch der Rekurs an die Regierung zu Düſſeldorf ſtatt / 


b) das im $. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Kreisgerichte zu Duisburg 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen ſollen 
durch die hier unter Nr. 11. angeführten Blätter geſchehen, 

d) an die Stelle der im §. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine ſollen acht, 
an die Stelle des im $. 8. erwähnten achten Zinszahlungstermins ſoll der 
zehnte treten. 

13. 
f Zur Leitung der Geſchäfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Tilgung 
Gr. 7146.) der 


der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird von der Stadtverordneten- Ber 
ee fammlung eine Anleihe- und Schuldentilgungs-Kommiſſion gewählt, welche neben 
dem Bürgermeiſter für die Befolgung der Beſtimmungen des ertheilten Privi⸗ 
legiums verantwortlich und für die treue Befolgung der Vorſchriften in Pflicht 
zu nehmen iſt. Dieſelbe ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, welche durch die 
Stadtverordneten⸗Verſammlung gewählt werden. i 


Ruhrort, den ten 18. 
Der Buͤrgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Anleihe- und Schuldentilgungs⸗ 
Kommiſſion. 
Eingetragen in die Kontrole 
Rl . 5 


Kheinprovinz, Regierungsbezirk Düſſeldorf. 
Serie l. Me 


Zinskupon 
zur 
Obligation der Stadt Ruhrort 
. 
über 
. Thaler Kurant. f 1 
Inhaber dieſes empfängt am ............... 18.. aus der Stadtkaſſe 
1 Ruhrort die Zinſen der oben genannten Obligation der Stadt Ruhrort für 
eit vom bid Mit. Kurant. 
Ruhrort, den ten 18. | 
Der Bürgermeifter. Die ſtadtiſche Anleihe- und Schuldentilgungs⸗ 
Kommiſſion. 


Der Stadt⸗Rendant. 


Dieſer Kupon wird ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
dem Ablaufe des Kalenderjahres, in welchem 
er fällig geworden, erhoben wird. 


83 


e 
Xheinprovinz, Regierungsbezirk Düſſeldorf. 
e 


\ Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obligation 
der Stadt Ruhrort e be!: Thaler à fünf Prozent Zinsen 

die e Serie Zinskupons für die Jahre 18. bis 18. bei der Stadtkaſſe zu 
Nuhrort, ſofern dagegen Seitens des Eigenthümers der Obligation vorher kein 


Widerſpruch erhoben iſt. 
Ruhrort, den ten ...... ... 18% 
Der Burgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Anleihe⸗ und Schuldentilgungs⸗ 
Kommiſſion. 


Der Stadt⸗Rendant. 


Gr. 7147.) Statut der Wieſengenoſſenſchaft des Argendorfer Thales im Kreiſe Neuwied. 
Vom 29. Juni 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de 


verordnen Behufs Verbeſſerung der in den Gemeindebännen Leubsdorf und Hön⸗ 
ningen, Kreis Neuwied, im Argendorfer Thale gelegenen Wieſen, nach Anhörung 
der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund 
des Geſetzes vom 28. Februar 1843. § . 56. 57. (Geſetz-Samml. vom Jahre 
1843. S. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz⸗Samml. 


vom Jahre 1853. S. 183.), was folgt: 
9 1. 


Die Beſitzer der in den Gemeindebännen Leubsdorf und Hönningen gele⸗ 
genen Wieſen, welche in dem Situationsplane des Kreis⸗Wieſenbaumeiſters 
Petiy zu Heddesdorf vom Auguſt 1864. nebſt den dazu gehörigen Kataſterauszügen 
dom 22. und 27. Dezember 1864. verzeichnet find, werden zu einem Verbande 
unter dem Namen: „Wieſengenoſſenſchaft des Argendorfer Thales“ vereinigt, um 
den Ertrag ihrer Grundſtücke durch Ent- und Bewäſſerung zu verbeſſern. 

Der Verband hat Korporationsrechte und ſein Domizil bei ſeinem jedes⸗ 
maligen Vorſteher. 

9.2. 
9 Die Haupt⸗Be⸗ und Entwäſſerungsgräben, die Wehre und Schützen, 
c. 7147147 die 
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die Bachregulirungen, überhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Verbands 
wieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des Verbandes 
ausgeführt und unterhalten nach einem Plan, welcher durch den genannten Kreis- 
Wieſenbaumeiſter angefertigt und in Streitfällen von der Königlichen Regierung 


feſtzuſtellen iſt. 


Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen ; f 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ꝛc. bleibt den Eigenthümern über⸗ 


laſſen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvorſtehers 

im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch können ſie die Ausführung 
der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwärter des Verbandes für ihre Rech⸗ 
nung übertragen. 


b. 3. 


Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen An⸗ 
lagen 1 von den Genoſſen nach Verhältniß ihrer betheiligten Flächen auf 
ebracht. 
> Der Bürgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und läßt die Beiträge von den Säumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn 
ausgeführt unter Leitung des beſtellten Wieſenbaumeiſters; wo es indeſſen zwei 


mäßig iſt, follen die Arbeiten nach Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſt⸗ 


fordernden verdungen werden. 
Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Naturalleiſtungen 
der Eigenthümer ausführen laſſen. In ſolchen Fällen iſt der Wieſenvorſteher 


befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten nach einmaliger 


vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Säumigen machen und die Koſten von 
demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Ebendazu iſt der Wieſenvorſteher 
befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen 
und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben dürfen. 


§. 4. | 
Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 


ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 


Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Dammdoſſirungen und Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vortheile 
erſetzt werden ſollte, iſt Entſchädigung zu gewähren. Streitigkeiten hierüber werden, 
mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden (efr. §. 9.). Die 
Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſenverbandes gehört, 
erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


er 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem Wieſen⸗ 
vorſteher und zwei Wieſenſchöffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. Dieſel⸗ 
ben bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz für baare Auslagen und Verſäumniſſe 
erhält jedoch der Wieſenvorſteher jährlich für den Morgen zwei Saen e 
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F. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ihrer 
ſütte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wieſenſchöffen. 
Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme, wer mehr als zwei 
Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſtzt drei 
Stimmen, und ſo fort für je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Bürgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſit 
un derſelben. Er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eides ſtatt. 

. Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 

3 Wählbar iſt derjenige, welcher mindeſtens einen halben Morgen Wieſe im 
Verbande beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren hat. 

4 100 . Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen zu 
beobachten. 
= Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Bürgermeiſter beſcheinigte 
Wahlprotokoll. 
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Der Wieſenvorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Verbandes 

umd vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 

5 Er hat insbeſondere f 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewäſſerungsplane mit Hülfe des vom Vorſtande erwählten Wieſenhau⸗ 
meiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen , i 

b) die Beiträge auszuschreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu kevidiren, 

e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Wieſenſchöffen zur Feſtſtellung 
und Abnahme vorzulegen; 

ch den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 

und die halbjährige Grabenſchau im April und November mit den Wieſen⸗ 
ſchöffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen iſt die Zur 
ſtimmung der Wieſenſchöffen nöthig / N 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 

In Behinderungsfällen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 

ſchöffen vertreten. 8 

Juhrgang 1868. (Nr. 7147.) 93 §. 8. 


$. 8. 

Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwärter auf dreimonatliche Kündigung an, deſſen Lohn die Generalperſamm⸗ 
lung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein⸗ für allemal beſtimmt. Die 
Wahl des Wieſenwärters unterliegt der Beſtätigung des Landsrathes. Der Wieſen⸗ 
wärter iſt allein befugt zu wählen und muß jo wäſſern, daß alle Parzellen 
den verhältnißmäßigen Antheil am Waſſer erhalten. Kein Eigenthümer darf die 
Schleuſen öffnen oder zuſetzen, oder überhaupt die Bewäſſerungs⸗Anlage eigen 
n verändern, bei Vermeidung einer Konventionalſtrafe von zwei Thalern für 
jeden Kontraventionsfall. E 
Der Wieſenwärter wird als Feldhüter vereidigt, er muß den Anweifungen 
des Wieſenvorſtehers pünktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit Verweis 
und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


$. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes über 
das Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpezielln 
Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, gehören 
zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. f 1 
Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewäſſerungsplanes durch 

die Regierung (ekr. §. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 7 
Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 

ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. Ein 
weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die Koſten. 
Das Schiedsgericht beſteht aus dem Bürgermeiſter und zwei Beiſitzern. 

Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der Generalverſammlung 
der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewählt. Wählbar iſt Jeder, der in der Gemeinde 
ſeines Wohnortes zu den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar iſt, mindeſtens Einen 
Morgen beſitzt und nicht Mitglied des Verbandes iſt. N 
Wenn der Bürgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo muß 

der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, wenn ſonſtige 
Einwendungen gegen die Perſon des Bürgermeiſters von den Betheiligten erhoben 
an welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen des Landsrathes beein 
ächtigen. 3 


$. 10. 


Wegen der Wäſſerungs⸗Ordnung, der Grabenräumung, der Heuwerbung 
und der Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Beſtimmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 8 1 = 


seen . | 
Der Wiefenverband ift der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung in 
oblenz als Landespolizeibehörde und von dem Miniſter für die landwirthſchaft⸗ 
chen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, 
elche den Auffichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. f 


ges 


a Aenderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Genehmigung 
erfolgen. 
in 1 d unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 

5 Gegeben Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1868. 


(J. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 7148.) Statut der Genoſſenſchaft zur Melioration der Walſchwieſen bei Plauten im 
i Kreiſe Braunsberg. Vom 29. Juni 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen auf Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. SS. 56. und 57. 
(Geſet⸗Samml. vom Jahre 1843. S. 51.) und des Artikels 2. des Geſetzes 
vom 11. Mai 1853. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1853. S. 182.), nach An- 
hörung der Betheiligten, was folgt. 


gl 


Um die im Kreiſe Braunsberg in den Gemeinden Woppen, Seefeld, 
Liebenthal, Glanden, Schönſee, Plauten und Steinbotten gelegenen Grundſtücke, 
welche durch Ueberſchwemmungen der Walſch leiden, gegen dieſe Nachtheile zu 
ſichern und zu entwäſſern, werden die Eigenthümer dieſer Grundſtücke zu einer 
Genoſſenſchaft mit Korporationsrechten unter dem Namen N 


»Genoſſenſchaft für die Melioration der Walſchwieſen 
ei bei Plauten» 


vereinigt. 
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$. 2. 4 

Der Genoſſenſchaft liegt die Herſtellung der in dem Titel I. des Koften 
anſchlages des Waſſerbau⸗Inſpektors Kuckuck vom 22. Februar 1868. aufge⸗ 
führten Anlagen ob. Desgleichen hat die Genoſſenſchaft künftig den daſelbſt 
veranſchlagten Kanal, ſowie den darnach zu regulirenden Flußlauf der Walfh 
in ordnungsmäßigem Zuſtande zu erhalten. f 
Mit Genehmigung der Regierung zu Königsberg ſoll der Vorſtand, for 

fern ſich dies ſpäter als erforderlich herausſtellen ſollte, auch befugt ſein, die im 
Titel II. des gedachten Anſchlages bezeichneten Schleuſen nebſt Brücken auf 
Koften des Verbandes herzuſtellen. In dieſem Falle find dieſe Schleuſen eben 
falls vom Verbande, die Brücken dagegen von denjenigen zu unterhalten, denen 
die Unterhaltung der an dieſer Stelle belegenen Brücken bisher oblag. 1 
Abänderungen des Meliorationsplanes, welche etwa im Laufe der Aus- 
führung zweckmäßig erſcheinen, bedürfen der Genehmigung des Miniſters für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. . = 


93. 


Sollte es ſich bei Ausführung dieſer Anlagen ($. 2.) als erforderlich her⸗ 
ausſtellen, neue Wege und Brücken anzulegen, oder die ſchon beſtehenden Brücken 
zu erweitern, ſo werden die hierbei entſtehenden Koſten der Herſtellung von der 
Genoſſenſchaft getragen. Auch liegt derſelben die Unterhaltung der neu ange- 
legten Brücken ob. Dagegen werden die neu angelegten Wege von den betref- 
fenden Adjazenten und die aus der Vergrößerung der Brücken entſtehenden Mehr- 
koſten der Unterhaltung von denjenigen getragen, denen bisher die Unterhaltung 
dieſer Brücken oblag. 


K. 4. 


Die Unterhaltung der im Meliorationsbezirke gelegenen Gräben verbleibt 
denjenigen, denen dieſelbe bisher oblag. 9 

Es wird indeſſen die ordentliche Inſtandhaltung derjenigen unter denſelben, 
bei welchen mehrere Grundbeſitzer ein Intereſſe haben, unter die Kontrole und 
Schau des Vorſtandes geſtellt. Und dieſer iſt, ſoweit mehrere hierbei intereſſirt 
ſind, auch befugt, die Anlage neuer, ſowie die Erweiterung der beſtehenden 
Gräben auf Koſten der Genoſſenſchaft anzuordnen. Die weitere Unterhaltung 
dieſer Grabenanlagen bleibt Sache der Adjazenten. 7 

Das Waſſer in den Gräben oder Kanälen darf ohne widerrufliche Ge 
nehmigung des Wieſenvorſtehers von Privatperſonen nicht angeſtaut werden. 


8. 5. 


ne. 


| $. 5. | 
Au Die Beiträge zur Erfüllung der der Genoſſenſchaft obliegenden Verpflich⸗ 
tungen werden von ſämmtlichen Genoſſen nach Maaßgabe der aus den gemein⸗ 
ſchaftlichen Anlagen ihnen erwachſenden Vortheile aufgebracht. 

Zu dieſem Behufe wird von dem Vorſtande, unter Zuziehung des Kataſter⸗ 
Kontroleurs des Kreiſes, ein Kataſter der zum Verbande gehörigen Grundſtücke 
nach Maaßgabe der Flächengröße und des bei der neuen Grundſteuer⸗Veranlagung 
ermittelten Reinertrages aufgeſtellt. 

Dieſes Kataſter wird den einzelnen Gemeindevorſtänden extraktweiſe mit⸗ 
getheilt und im Kreisblatte zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Ueber vermeint⸗ 
liche Irrthümer oder Unrichtigkeiten des Kataſters ſteht den Intereſſenten binnen 
vier Wochen nach erfolgter Publikation im Kreisblatte die Beſchwerde bei der Re⸗ 
gierung in Königsberg offen, bei deren Entſcheidung es bewendet. 

Die Beſchwerden werden von dem Kommiſſarius der Regierung unter 
Zuziehung der Beſchwerdeführer, des Wieſenvorſtehers und der erforderlichen Sach- 
verſtändigen unterſucht. Als ſolcher iſt hinſichtlich der Grenzen des Inundations⸗ 
gebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer zu beſtellen, 
dem bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhältniſſe ein Waſſerbau⸗ 
pberſtändiger beigeordnet werden kann. Die Regierung ernennt dieſe Sachverſtän⸗ 
digen; wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die aus derſelben entſtandenen 

Koſten den betreffenden Beſchwerdeführer. 

5 Nach dem vom Vorſtande aufgeſtellten Kataſter können bis zu deſſen defi⸗ 
mitiver Feſtſtellung Beiträge vorbehaltlich ſpäterer Ausgleichung ausgeſchrieben 
und eingezogen werden. 
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Nach Ablauf von fünf Jahren findet, falls die Vertreter des größeren 
Theiles der im Meliorationsbezirke belegenen Flächen es verlangen, eine Reviſion 
des Kataſters ſtatt. Dieſelbe wird nach Maaßgabe der aus den Verbandsanlagen 
den einzelnen Grundſtücken erwachſenden Vortheile durch einen Regierungskommiſ⸗ 
fſarius bewirkt, der hierbei das Gutachten von zwei ökonomiſchen Sachverſtändigen 
einzuholen hat, die von dem Vorſtande des Verbandes vorgeſchlagen und von der 
Regierung ernannt werden. Auch iſt der Regierungskommiſſarius ermächtigt, 
bei der Reviſion des Kataſters einen vereideten Feldmeſſer zuzuziehen. 

5 Bezüglich der Publikation dieſes Kataſters und der gegen daſſelbe zu er⸗ 
hebenden Beſchwerden gelten die im $. 5. bezüglich des erſten Kataſters getroffenen 
Beſtimmungen. Jedoch ſollen bei Entſcheidung über dieſe Beſchwerden auch zwei 
Hbkonomiſche Sachverſtändige zugezogen werden. 


a §. 7. 

Auf Grund des Kataſters ſetzt das Domainen⸗Rentamt in Mehlſack die Hebe⸗ 

ſlſten auf den Antrag des Wieſenvorſtehers feſt und läßt die Beiträge von den 

Släumigen durch Exekution einziehen. Die Exekution findet auch ſtatt gegen 

Pichter, Nutznießer und andere Beſitzer der verpflichteten Grundſtücke, warde 
Kr. 7148.) ji 
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lich ihres Regreſſes an die eigentlich Verpflichteten. In Fällen augenbl klichen 
Bedürfniſſes kann der Vorſtand ausnahmsweiſe und vorbehaltlich ſpäterer Au 
gleichung der entſtehenden Koſten zu der erforderlichen Unterhaltung und Sicherung 
der vorhandenen Anlagen auch Naturalleiſtungen in Anſpruch nehmen. 3 
In ſolchen Fällen iſt der Wieſenvorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder 

nicht gehörig een Arbeiten und Lieferungen nach einmaliger vergeblicher 
Erinnerung auf Koſten der Säumigen machen, reſp. beſchaffen und die Koſten 
von denſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. 9 
5 Ebendazu iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen 
Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe des Verbandes nicht 
unterbleiben dürfen. 4 
F. 8. 1 

Die Anlegung der nöthigen Werke, Dämme, Schleuſen, Gräben u. |. w. 1 

muß jedes Verbandsmitglied ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen 
Grund und Boden inſoweit ohne Entſchädigung hergeben, als daſſelbe hierfür in 
dem auf den Uferrändern wachſenden Graſe oder anderen zufälligen Vortheilen 
der Anlage eine ausreichende Entſchädigung erhält. i 
Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrich⸗ 

terlich entſchieden (§. 13.). 8 


$. 9. 3 

Die Angelegenheiten der Genoſſenſchaft werden von einem Wieſenvorſteher = 

und ſechs Beiſitzern geleitet, die zufammen den Vorſtand bilden. Vorſteher und 
Beifiger verwalten ein Ehrenamt, jedoch werden ihnen die baaren Auslagen 
vergütet. 
§. 10. 


Der Vorſtand wird in der Weife zuſammengeſetzt, daß jede der ſieben bethei⸗ 
ligten Ortſchaften einen Vertreter in demſelben hat. Dieſer Vertreter wird nebſt 
einem Stellvertreter für die betreffende Ortſchaft von den ſämmtlichen bei der 
Genoſſenſchaft betheiligten Beſitzern derſelben unter Leitung des Ortsvorſtandes 
gewählt. Bei dieſer Wahl haben Beſitzer bis zu 10 Morgen Eine Stimme, von 
10 bis 20 Morgen zwei, und von 20 Morgen und darüber drei Stimmen 

i Minderjährige und juriſtiſche Perſonen werden durch ihre geſetzlichen Ver ⸗ 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner vertreten. 
St he ift derjenige, welcher ſich im Vollbeſitz der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte befindet. a 

Die Wahl findet auf 6 Jahre ſtatt, alle 3 Jahre ſcheiden reſp. 3 oder 4 
Mitglieder aus, das erſte Mal durch das Loos, ſpäter immer die älteren. Die 
Ausſcheidenden können wieder gewählt werden. Im Uebrigen find bei der Wahl 
die Vorſchriften für Gemeindewahlen zu beobachten. 15 


$. 11. 
Die Mitglieder des Vorſtandes wählen unter fid) den Vorſteher. 145 
: e 


ührt den Vorſitz in ihrer Verſammlung und iſt zugleich die ausführende 
Verwaltungsbehörde des Verbandes, welche denſelben anderen Perſonen und 
hörden gegenüber vertritt. Er hat insbeſondere 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach Maaßgabe des Sta⸗ 
8 tuts zu veranlaſſen und zu beaufſichtigen a 
b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiven; 
e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen zur Feſtſtellung und Abnahme 
vorzulegen 
d) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjährige Grabenſchau im Frühjahr und Herbſt mit den Be⸗ 
ſitzern abzuhalten 
e) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden des⸗ 
ſelben zu unterzeichnen, wobei jedoch zur Abſchließung von Verträgen 
die Zuſtimmung der Beiſitzer nöthig iſt / 
) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und an die Kaſſe einzuziehen. 


In Behinderungsfällen läßt ſich der Vorſteher durch einen Beiſitzer vertreten. 


8. 125 


5 Mit Führung der Kaſſenverwaltung des Verbandes betraut der Vorſtand 
einen Rendanten und ſichert demſelben eine angemeſſene Entſchädigung hierfür zu. 
Aach iſt derſelbe befugt, zur Beaufſichtigung der gemeinſamen Anlagen einen 
= ee gegen angemeſſene Entſchädigung aus der Genoſſenſchaftskaſſe an⸗ 
zꝛxnſtellen. f 
2 Dem Vorſteher ift Seitens des Vorſtandes für die Ausführung der ge⸗ 
meinſamen Anlagen eine dazu befähigte Perſönlichkeit auf Koſten der Genoſſen⸗ 
ſchaft als sachkundiger Beiſtand zuzuordnen. 


$. 13. 


8 Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Cigenthum von Grundſtücken, den Umfang oder über die Zuſtändigkeit von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzun Srechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtskiteln beruhende Rechte und? erbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören vor die ordentlichen Gerichte. 

18 Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen, Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. Gegen 
dieſe Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an ein Schieds- 


Gr. 7148) i ge⸗ 


gericht zu, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des Befche . 
gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet ſein muß. Ein weiteres Rechtsmittel 
findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil Be die Koſten. Das Schie 

gericht beſteht aus dem Domainen-⸗Rentmeiſter in Mehlſack und zwei Beiſitzern, von 
denen keiner Mitglied des Verbandes ſein darf. Die Beiſitzer nebſt einem Stell⸗ 
vertreter für jeden werden auf den Vorſchlag des Vorſtandes von der Regierung 
in Königsberg auf drei Jahre ernannt. 8 
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Wegen der Grabenräumung, der Heuwerbung und der Hutung auf den Wie⸗ 
ſen hat der Vorſtand die nöthigen Beſtimmungen zu treffen und kann deren 
Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Rthlr. bedrohen. 


F. 15. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung zu Königsberg 
und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu Berlin 
gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts, übrigens in dem Umfange und mit 
den Befugniſſen, welche den Auffichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. 


$. 16. 


Dies Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeändert 
werden. ö 0 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Selchow. Leonhardt. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). ; 


